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Zweite Ausgabe.
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Dentſchland. der Suspendirung der Bürgerwehr mitgetheilt. Die
9 in d. 23. Manz. ben die Urſache dieſer Maßregel ſei die Weigerung des Bürgerwehr-Berlin, e e kommandos, den am 18. März ſtattgehabten ungeſetzlichen Zug

ten, die des Hrn. v. Peucker zum Kriegsminiſter und die des zu verhindern, und weil auch nicht nur einzelne Bürgerwehr
rn. Bunſen zum Miniſter des Aeußern erfolgt ſei. Man will männer, ſondern auch eine ganze Abtheilung Bürgerwehr voll

wiſſen, daß dieſer Miniſterwechſel Folge eines geſtern im Mini ſtändig armirt z dem Zuge Theil genommen hatte. Nach alle
ſterrathe ſtattgehabten Zerwürfniſſes ſei. Hr. v. Manteuffel ſoll Dem habe der Oberpräſident nach H. 4 des Bürgerwehrgeſetzes
bei Verhandlungen über eine zu gewährende Amneſtie in der vom 17. Oct. v. J. die hieſige Bürgerwehr vorläufig und bis
Minorität geblieben ſein während die übrigen Mitglieder des auf weitere höhere Anordnung ihres Dienſtes zu entheben be
Kabinets für eine bedingie Amneſtie geſtimmt haben ſollen. ſhloſſen. Der Oberſt der Bürgerwehr berief ſogleich eine Ver
Auch Hr. v. Griesheim wird, wie man verſichert, ſeinen Ab ſamen der Führer, in welcher beſchloſſen ward, gegen dieſe
ſchied nehmen. Anlaß dazu ſoll eine Reprimande gegeben ha vom Zverpräſtrenten ausgeſprochene Suspenſion, als eine un
ben, welche Hr. v. Gr. durch die in der Kammer zur Sprache geſesliche, Proteſt einzulegen, daß dieſelbe nach S. 4 des Bür
gebrachte Aeußerung in Betreff der ſchon im Juli prämeditir gerwehrgeſetzes nur dann erfolgen könne, wenn die Bürgerwehr

n Dienſt verweigere oder ſich in Verwaltungsangelegenheitenten Auflöſung der National- Verſammlung ſich Seitens einer den Dien eigere tungsangelegehohen r haben 8 Ztg.) miſche. Letzteres ſei nicht geſchehen, und die Dienſtverweigerung
i Oberſten nicht aber von der Bürgerwehr ausgeGeſtern Nachmittag wurden bei einem hieſigen Mauermei- nur von dem 9 g

ſter 12 Gewehre und eine ziemlich bedeutende Anzahl von Sä- Zangen. Eine Deputation der Führer begab ſich auch ſogleich
beln fortgenommen. Dieſelben befanden ſich in einem verein mit dieſem Proteſte zu dem Magiſtrate, um denſelben zu ver
zelten Stall unter Stroh und Miſt verpackt. anlaſſen, den Proteſt gemeinſam dem Oberpraäſidenten zu überAuch erkannte e Slin Marz vori- reichen. Jndeß ſind die Nachtpatrouillen der Bürgerwehr abman darunter Waffen, welche das Militair am 18. März vori beſtellt worden. Abends 11 Uhr erfahren wir noch, daß,

Jahres im Kampfe geführt tte. ie Fortnahme ergen Jah vf geführ ha Die S h nachdem die oben erwähnte Deputation den verſammelten Ma-
olgte auf eine bei der Polizei eingelau unciation.ſots aus Hanetetg 7 r i nicht mehr angetroffen, ſie ſich zu dem Bürgermeiſter

des Waffenſtillſtandes mit Danemark nicht zu Stande gekom Bartſch begeben hatte. Derſelbe erklärte ihr jedoch, fur ſei-
men, vielmehr aus den Operationen der Danen auf Alſen zu e Perſon in der Angelegenheit nichts thun zu können. (B. 3.)
erwarten ſteht, daß dieſelben die Feindſeligkeiten ſchon binnen Der Ober-Praſident veröffentlicht hierüber Folgendes
einigen Tagen beginnen werden, war die Borſe flau geſtimmt Die bei der Königlichen Regierung eingegangenen Berichte über die
und Fonds wie Eiſenbahn Actien erlitten einen Rückgang. Vorgänge, welche am 18. d. M. in hieſiger Stadt vorgekommen ſind, ha

ben es nothwendig gemacht, auch das Verhalten der hiefigen BürgerwehrBreslau, d. 22. März. Gegen Abend werbreitete ſich an jenem Tage einer näheren Ermittelung zu unterwerfen. Hierbei hat
das Gerücht wie ein Lauffeuer durch die Stadt, es werde der z ſich herausgeſtellt, daß das Königliche Polizei Praſidium die hieſige
Belagerungszuſtand über Breslau verhangt werden. Andere Bürgerwehr mittelſt eines nach H. 67 des Bürgerwehr Geſetzes vom 17.
behaupteten, nur die Bürgerwehr werde aufgelöſt oder ſuspen- v. J. an d h e e

n reiben welches gleichzeitig zur Kenntnißnahme des hieſigen Magi-dirt werden. Allgemein wußte man, daß das Militär conſignirt ſtrats gebracht worden iſt, aufgefordert hat, den öffentlichen Umzug zu
worden. Auch wurden die Wachen verſtärkt und die Haupt Herhindern, welcher am Nachmittage des 18. d. M. von dem Exerzir
wache ringsum durch Ketten abgeſchloſſen. Statt des gewohn-
lichen einen Wachtpoſtens vor derſelben ſah man drei auf- und
ab marſchiren. Abends endlich loöſten ſich die Zweiſel. Der
Oberſt der Bürgerwehr wurde zum Magiſtrate beſchieden und
ihm von demſelben der Beſchluß des Oberpraſidenten betreffs

Platze aus nach dem Schießwerder ſtattgefunden hat, und deſſen Behin-
derung anzuordnen, das Königliche Polizei Präſidium nach den beſtehen
den Vorſchriften insbeſondere nach Art. 27 der Verfaſſungs Urkunde vom
5. December v J., eben ſo berechtigt als verpflichtet war, weil die Ver
anſtaltung dieſes Umzuges der Orts Polizei Behörde nicht ordnungsmäßig
24 Stunden vorher angezeigt worden war, weil viele Theilnehmer an dem
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Umzuge mit Waffen erſchienen ſind, und weil überhaupt der ganze Umzug
wegen der in demſelben äußerlich bemerkbaren Sympathieen für eine Par
tei, deren Beſtrebungen auf einen Umſturz der beſtehenden Staats Ein
richtungen gerichtet ſind, ſich in Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit und
Ordnung als unzuläſſig darſtellte. Es hat aber das BürgerwehrKom-
mando nach der vor einem ernannten Kommiſſarius zu Protokoll beſtätig-
ten Erklärung ſich nicht nur entſchieden geweigert, der oben erwähnten
Requiſition des Königlichen Polizei Präſidiums an die Bürgerwehr Folge
zu leiſten weshalb ſpäter die Militär Macht hat requirirt werden müſ-
ſen, ſondern es haben, wie aus den veranlaßten Zeugen Vernehmun-
gen hervorgeht, auch einzelne Bürgerwehrmänner und Führer an dem un-
geſetzlichen Umzuge Theil genommen, ja es hat ſogar eine ganze Abthei-
lung Bürgerwehr ohne irgend eine Beorderung des Bürgerwehr Kom
mandos ſich, vollſtändig armirt, dem Umzuge angeſchloſſen. Nach alle
dem habe ich mich der mir eben ſo durch den H. 4 des Bürgerwehr Ge
ſetzes vom 17. October v. J. als im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung gebotenen Pflicht nicht entziehen können die hieſige Bür-
gerwehr in allen ihren verſchiedenen Abtheilungen, wodurch ſelbſtredend
die Schützengilde als ſolche nicht berührt wird vorläufig und bis auf an-
derweite höhere Anordnung ihres Dienſtes zu entheben. Der hierauf ge
richtete Beſchluß des unterzeichneten Ober- Präſidenten iſt dem hieſigen Ma
giſtrat mit der Anweiſung zugefertigt worden, wegen deſſen ſofortiger Aus-
führung das Erforderliche ohne Verzug anzuordnen.

Breslau, den 22. März 1849.
Der Ober- Präſident der Provinz Schleſien.

Jn Vertretung: Schleinitz.

Frankfurt a. M., d. 22. März. Die Correſpondenz
der Centren der Reichsverſammlung laßt ſich heute folgender-
maßen vernehmen: Der geſtrige Tag hat Vieler Hoffnung und
Berechnung zu Schanden gemacht. Dieſe Niederlage iſt in ver
Paulskirche vielleicht noch unerwarteter geweſen als außer-
halb derſelben. Denn diejenigen, welche geſtern die Majorität
bildeten, hatten ſelbſt am wenigſten an ſie geglaubt, die aber,
welche unterlagen, waren ihrer faſt gewiß geweſen. Sie hatten
leider in ihrer Rechnung einen Factor mit aufgenommen, der
gar nicht vorhanden war, die überwältigende Macht des Pa-
triotismus, der in dem Augenblicke der Gefahr alle kleineren
Bedenken niederwirft. Die Gegner aber wurden durch ihren
eigenen Sieg uüberraſcht, weil ſie nie eine feſte Einheit gebilder,
in der letzten Zeit nicht einmal mehr eine Coalition, weil dem-
nach kein Theil dieſer aus allen widerwilligen und unpatrioti-
ſchen Elementen der Verſammlung zuſammengeſetzten Majorität
auf den andern mit Sicherheit rechnen konnte. Aber der Geiſt der
Verneinung führte ſie dennoch zuſammen. Den Oeſterreichern
gebührt der Ruhm dieſes Tages. Sie haben, 105 an der Zahl
(nur Einer ſtimmte für den Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes,
vier enthielten ſich der Abſtimmung), in ſchöner Eintracht die-
jenigen, welche, der miniſteriellen Note gemäß Deutſchland an
den centraliſirten öſterreichiſchen Geſammtſtaat anhängeh wollen,
mit denen welche trotz der octroyirten Verfaſſung vorgeben,

letzten Augenblicke Conceſſionen abzuzwingen, fur welche im
linken Centrum beſonders Liebhabereien herrſchen die aber um
ſo weniger gegeben werden konnten, als dadurch nur nach einer
andern Seite hin ein Riß in die compakte Einheit der Weiden-
buſchgeſellſchaft gebracht worden war. Wie man vernimmt, ſind
diejenigen Mitglieder des Weſtendhallvereins, welche auf ſo un-
heilvolle Weiſe den Ausſchlag gegeben haben, über dieſen trau-
rigen Sieg, an den ſie ſelbſt nicht geglaubt, aufs äußerſte be-
troffen denn ſie verhehlen ſich nicht, daß durch den Eigenſinn
ihrer politiſchen Doctrin die Einheit Deutſchlands vielleicht für
immer geopfert iſt. Das Miniſterium Gagern hat geſtern
ſeine Entlaſſung eingegeben, weil es die Verwerfung des Aus-
ſchußantrages mit dem von ihm aufgeſtellten Programm als im
entſchiedenſten Widerſpruche ſtehend anſieht. Auch mag daſſelbe
hinreichende Erfahrungen gemacht haben über das Widerſtreben
der einzelnen deutſchen Regierungen, welches durch den geſtrigen
Beſchluß faſt bis zur Unmoglichkeit eines Reichs Miniſteriums
geſtiegen iſt, jedenfalls hat die Verneinungsmajorität jetzt
die beſte Gelegenheit, ſich auch über ihre poſitiven Kräfte
auszuweiſen und dem Vaterlande die Wege der Rettung zu
zeigen. Es verdient eine beſondere Erwähnung, daß bei der
geſtrigen Abſtimmung über den Antrag des Verfaſſungsausſchuſ-
ſes von 188 anweſenden Preußen (S ſitzen in der Berliner
Kammer, 4 andere waren ſonſt beurlaubt oder krank) 38 gegen
den Antrag geſtimmt haben, von welcher Zahl 12 Stimmen
weſtphaliſchen und rheinpreußiſchen Ultramontanen, 26 den ver-
ſchiedenen Fraktionen der Linken angehoören (unter ihnen Freeſe
von Stargard, Gerlach von Tilſit, Hofbauer von Nordhauſen,
Raveaux von Koln, Vogel von Guben, Zimmermann von
Spandow u. ſ. w.). Hielten die Vertreter Preußens ſo feſt zu
ſammen, wie die Oeſterreicher bei allen Fragen, welche ihren
Staat betreffen, es immer thun, ſo waren geſtern bereits die
Geſchicke Deutſchlands entſchieden. Von den Vertretern der
übrigen deutſchen Staaten, abgeſehen von Oeſterreich und Preu-
ßen, wurden 232 Stimmen abgegeben: 106 fur den Antrag,
126 dagegen. Dieſe Majorität gegen den Antrag gehört den
Baiern an, von welchen nur 12 für, 54 gegen die Annahme
der Verfaſſung mit dem erblichen Oberhaupt ſtimmten. Nach
Abzug dieſer 66 baieriſchen Stimmen, ſtimmten 94 Vertreter
der kleineren deutſchen Staaten für den Antrag, 72 dagegen.
Wenn aber Deutſchland geſtern um eine große Hoffnung armer
geworden zu ſein ſchien, wenn mit dem Zurücktreten des Man-
nes vom Reichsminiſterium, an welchen das deutſche Volk die
Zuverſicht ſeiner Vereinigung zu knüpfen gewohnt iſt, die Zu
kunft ſich dunkler zeigte als jemals, ſo iſt heute der Himmel
ſchon wieder lichter geworden. Der ungehoffte Sieg führte ge-

an eine Abtrennung der deutſchöſterreichiſchen Provinzen noch
immer zu glauben, ſie Alle haben als Oeſterreicher geſtimmt.
Ob dieſe Männer ein Recht dazu haben, ihr Mandat für die
deutſche Reichsverſammlung dahin zu verſtehen, daß ſie neben
einem ſtarken und geeinigten Oeſterreich ein ohnmächtiges und
uneiniges Deutſchland ſchaffen ſollen, ob dieſe Thätigkeit auch
fernerhin ihren Fortgang finden wird, darüber entſcheiden hof
fentlich ſchon die nächſten Tage. Wenigſtens wird von den
öſterreichiſchen Oeputirten die Frage beantwortet werden müſ-
ſen, ob ſie die oktroyirte Verfaſſung ihres Landes und das neue

ſtern die äußerſte Linke und die öſterreichiſche Rechte zum Ab-
ſchluß eines neuen Vertrages. Man vereinigte ſich, fur Heck-
ſcher's Antrag (das Directorium mit dem Suspenſiv-Veto, das
Wahlgeſetz mit der geheimen Wahlart) zu ſtimmen man unier-
nahm öſterreichiſcherſeits die Garantie, dann auch für die Per-
manenz der Verſammlung votiren zu wollen. So zog
die Linke denn heute den Antrag Eiſenſtucks zurück, den ſie
ſelbſt geſtellt hatte (uüber die Verfaſſung wird nicht mehr de-
battirt, nur abgeſtimmt), um alle Stimmen auf das Directo-

rium zu werfen und im Sturme die volle Entſcheidung nach
t i der andern Seite hin zu geben. Aber der Weidenbuſch nahmnicht. An dieſe Beantwortung knüpfen ſich ſehr einfache Con den Antrag Eiſenſtuck's auf und ſetzte ihn mit 30 Stimmen

ſequenzen. Neben dieſem öſterreichiſchön Patriotismus ver Mehrheit durch, und ſo beginnt morgen die zweite Leſung oder
dient beſondere Erwähnung die Thätigkeit des Herrn H. Si vielmehr die zweite Abſtimmung über die Verfaſſung. Die ſtol-
mon, der ſeine Anweſenheit hier dazu benutzt hat, diejenige zen Hoffnungen, mit welchen die Oeſterreicher heute Morgen
Fraktion des Hauſes, auf welche er noch immer einen nicht un die Paulskirche betraten, ſind bedeutend geſunken, und auf das
bedeutenden Einfluß ausübt, zu ſpalten und einen Theil derſel- empoörende Manifeſt, welches von dieſer Seite in den Banken
ben in die geſtrige Majorität hinüber zu führen. Die Abſicht ausgetheilt wurde, haben die Gegner und vor allem die Ver
ging dahin, dem Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes noch im treter Preußens Gelegenheit gehabt, auf die loyalſte Weiſe au

centraliſirte Oeſterreich als zu Recht beſtehend anerkennen oder
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genblicklich zu antworten, indem ſie den von der linken Seite
geſtellten Antrag, die octroyirte Verfaſſung Oeſterreich fur nich-
tig zu erklären, mit „„Nein“ beantworteten oder ſich der Ab-
ſtimmung enthielten, als uber eine Angelegenheit, welche außer-
halb der Grenzen des Bundesſtaats liege.

Ungarn
(Berlin, d. 25. März.) Die Lithographiſche Correſpon-

denz meldet: Ein ſo eben aus Ratibor hier eingetroffenes Privat
ſchreiben will aus den verkäſſigſten Quellen wiſſen, daß Dem-
binski nach einer zuvor gewonnenen Schlacht in Peſth eingeruckt
ſei. Der Verfaſſer des Briefes bemerkt zu dieſer Nachricht,
welcher überdies die Mittheilung beigefügt iſt, daß Goörgey die
Höhen von Raab beſetzt halte: Dembinski werde im Sturm
auf Wien zueilen, und er habe die Hoffnung geäußert, zu
Oſtern der Fußwaſchung beiwohnen zu töönnen.

Deutſche National-Verſammlung.
Frankfurt, den 23. März.

Die Sitzung wurde um halb zehn Uhr eröffnet. Der Vorſitzende ver
kündet, daß der Abg. Prinzinger für St. Pölten (Oeſterreich) ſein Man-
dat am 31. März niederlegen werde, und daß drei Abgeordnete, Obert
(Hannover) Hoppenſtedt Hannover Bachmeier (Baiern) eingetroffen
find. Der Verſitzende verkündet ferner den Uebergang zur Tagesord
nung. Erſter Gegenſtand derſelben iſt die Ergänzungswahl zweier Mit-
glieder in den Ausſchuß für die öſterreichiſchen Angelegenheiten. Die
Stimmzettel werden eingeſammelt. Wevor zum zweiten Gegenſtande der
Tagesordnung der zweiten Leſung der deutſchen Reichsverfaſſung ge
ſchritten wird, verlieſt der Vorſitzende einen Antrag der Abgeordneten
Max Simon aus Breslau und Genoſſen, welcher dahin geht, täglich zwei
Sitzungen zu halten. Die Verſammlung nimmt den Antrag an und ſetzt
für die täglichen Sitzungen die Vormittagsſtunden von 9 1 und die
Nachmittagsſtunden von 4--7 feſt Ueber den Antrag der Abgeordne-
ten Hermann Müller und Genoſſen, die Verfaſſung nach vollendeter Le
ſung und Abſtimmung ſchließlich noch einer Geſammtabſtimmung zu unter-
ziehen entſpinnt ſich eine kleine Discuſſion. Der Antrag faällt. Eine
Aeußerung Venedey's ruft eine ſehr erregte Zwiſchenſcene hervor. Der
ſelbe ſprach gegen den Antrag und erwähnte des Umſtandes daß er ge
ſtern gehört habe, ein Mitglied, welches zugleich Oeſterreich und einen
Theil der Stadt Wien vertrete, habe ſich geäußert, es hoſfe, daß Herr
v. Camphauſen jetzt mürbe genug ſein werde, um ſich zur Octroyirung
herbeizulaſſen. Der Ruf: den Namen den Namen! ließ ſich von mehre-
ren Seiten hören. Abg. v. Schmerling betrat hierauf die Tribüne und
erklarte Folgendes: Jch mache gar kein Geheimniß daraus, daß ich ge
ſtern Herrn v. Camphauſen einen Beſuch am hellen Tage machte ich ma
che kein Geheimniß daraus, daß ich ſehr häufig mit Herrn v. Camphau-
ſen verkehre, weil ich in der That die Ueberzeugung habe daß wenigſtens
die Vertreter der einzelnen Stämme, welche ſich ſelbſt ſo erbittert gegen
überſtehen, ſich bemühen mögen, in einer verſöhnlichen Weiſe ſich zu be
gegnen. Jch erkläre es aber für eine freche Lüge und fordere den auf,
der es behauptet hat, ſeinen Namen zu nennen, daß ich mich in der von
Hrn. Venedey bezeichneten oder in ähnlicher Weiſe geäußert habe. Nie
war es mir eingefallen einem Manne der durch ſeine Perſönlichkeit und
ſeinen Verſtand zu hoch ſteht in der Art entgegenzutreten daß ich mich
rühmen ſollte, ich hoffe, er werde nun mürbe genug ſein, um die Ver-
faſſung octroyiren zu helfen.
gend einen Staatsmann der in irgend einer Richtung vorginge

Agg. Venedey
verlangt wieder das Wort, allein der Vorſitzende läßt die Verſammlung
darüber entſcheiden, ob noch Jemand in dieſer Jncidenzfrage das Wort
erhalten ſolle. Die Verſammlung entſcheidet ſich im verneinenden Sinne.
Betreffs dieſes Vorganges giebt Herr Küntzel folgende ſchriftliche Erklä-
rung welche ihre Stelle am geeignetſten hier finden dürfte: „Ich erkläre
hiermit, daß dem Sinne nach Hr. v. Schmerling die von Hrn. Venedey
von der Tribune mitgetheilte Aeußerung geſtern gegen mich gethan,
ohne ſich jedoch des Wortes mürbe“ zu bedienen. Er ſagte nämlich zu
mir: „„Es ſcheine, als ob die Verſammlung vollſtändig Bankerott machen
wolle.““ Ich beſtätigte dies, und bemerkte, daß es am Ende zu einer
Octroyirung kommen werde, worauf Hr. v. Schmerlig fortfuhr: ſeit län-
gerer Zeit ſei bereits von Octroyirung die Rede, der Plan ſei aber
an dem Widerſpruche Preußens geſcheitert, welches natürlich
auf dem von der Nationalverſammlung eingeſchlagenen Wege mehr zu er
reichen gehofft habe, als durch eine Octroyirung. Hierbei habe es ganz
in ſeinem Jntereſſe gehandelt. Jetzt jedoch ſtehe die Sache anders und er
wolle ſich in dieſer Beziehung noch heute zu Hrn. v. Camp-
hauſen begeben.“ Die Aeußerung geſchah beim Schluſſe der Sitzung.

e

Das wäre eine infame Zumuthung für ir-
Wer ſie am Vorabende der Entſcheidung dieſer heiligſten Angelegenheit des Vater

Des Nachmittags hörte ich, daß Herr v. Schmerling wirklich bei Herrn
v. Camphauſen geweſen. Unſere Unterhaltung habe ich Herrn v. Venedey
mitgetheilt. Frankfurt a. M. den 23. März 1849. Küntzel, Abgeord
neter.

Es wird hierauf zum zweiten Gegenſtand der Tagesordnung, zur Ab-
ſtimmung über die Verfaſſung geſchritten.

Der erſte zur Abſtimmung kommende Abſchnitt der Verfaſſung iſt der
über „das Reich““. Folgende Faſſung wird angenommen.

„„Abſchnitt I. Das Reich.
Artikel I.

H. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet des
bisherigen deutſchen Bundes. Die Feſtſetzung der Ver
hältniſſe des Herzogthums Schleswig bleibt vorbehal-
ten.“

Ein vom Verfaſſungsausſchuſſe vorgeſchlagener Zuſatz: die Theil-
nahme der öſterreichiſchen Bundeslande an den verfaſſungsmäßigen Rech-
ten und Pflichten bleibt vorbehalten“ wird mit 290 gegen 240 Stimmen
abgelehnt. Ein Zuſatzantrag von M. Mohl, lautend „die Aufnahme
weiterer Länder in das deutſche Reich kann durch ein Reichsgeſetz erfolgen“
wird gleichfalls mit 268 gegen 259 Stimmen abgelehnt.

Drei Abgg. des italieniſchen Tirols, Eſterle, Marſilli und Gazzoletti,
verwahren ſich neuerdings in einer Erklärung gegen die Einverleibung
ihres Landestheiles in das neue deutſche Reich. Ueber Art. II, S. 2:
„„Kein Theil des deutſchen Reichs darf mit nichtdeutſchen Ländern zu
einem Staate vereinigt ſein wird namentlich abgeſtimmt. 265 ſtimmen
mit ja, 266 ſtimmen mit nein 2 enthalten ſich der Abſtimmung. Abg.
Reh bekommt das Wort. Er erklärt, daß die drei Abgeordneten aus
Wälſchtirol, welche obige Verwahrung eingereicht haben, nicht berechtigt
ſeien mitzuſtimmen. (Großer Lärm links.) Viele Abgeordnete ſammeln
ſich um die Tribune in großer Aufregung und beſprechen ſich daſelbſt ſehr
laut. Dem Vorſitzenden gelingt es endlich, die Ruhe wieder herzuſtellen.
Er erklärt hierauf, daß nach dem vorliegenden Zahlenverhältniſſe der An
trag als abgelehnt zu betrachten daß aber die Präjudicialfrage, ob die
drei Abgeordneten berechtigt ſeien, mitzuſtimmen, von der Verſammlung
ſelbſt entſchieden werden müſſe. Sollte die Verſammlung ihnen das Recht
mitzuſtimmen nicht zugeſtehen, dann geſtalte ſich die Sache anders. Er
könne nicht weiter abſtimmen laſſen, bevor dieſe Frage nicht gelöſt ſei, er
ſtelle ſie auf die Tagesordnung der heutigen Nachmittagsſitzung.

Kammerverhandlungen.
Erſte Kammer.

Berlin, den 24. März.
Die Jnterpellation des Grafen Dyhrn über die Note des preußiſchen

Miniſteriums des Auswärtigen vom 10. März kam heute zur Verhand-
lung. Die Jnterpellation lautet:

„„Während die entſcheidenden Schritte der öſterreichiſchen Regierung
längſt nicht mehr daran zweifeln laſſen, daß von ihr in Bezug auf die
deutſche Einheit eine Politik befolgt wird, welche auflöſend und im Ver
hältniß zu Preußen feindlich genannt werden muß; während das ganze
deutſche Volk ſich der Erwartung hingiebt, daß die preußiſche Regierung
dieſer Politik mit der Würde und Entſchloſſenheit entgegentreten werde,
welche ihr geſchichtlicher Beruf und das hohe Ziel der Einigung aller deut-
ſchen Stämme verlangt werden wir durch die Nachricht ſchmerzlich über
raſcht, daß der jetzige Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten den An
tritt ſeines Amtes durch den Erlaß einer Note in der deutſchen Sache be
zeichnet habe, in welcher dieſer Standpunkt verleugnet worden, indem
darin die feindliche Richtung der öſterreichiſchen Politik, ſtatt ſich dagegen
entſchieden zu verwahren mit unzeitiger Bereitwilligkeit begrüßt und die
völlig unannehmbaren deutſchen Verfaſſungs- Vorſchläge Oeſterreichs als
Grundlage zur weiteren Verſtändigung bezeichnet wird. Dies iſt geſchehen

landes durch die frankfurter National- Verſammlung und Angefichts des
Volks, was mit vertrauensvoller Spannung auf Preußen ſieht, von dem

Zukunft Deutſchlands zu retten
es eine hochherzige, nationale Entſchließung erwartet, die geeignet iſt, die

Es iſt gewiß, daß dieſe Note auf die
Abſtimmung im frankfurter Parlament den allerſchlimmſten Einfluß üben
wird, und ich fordere deshalb den Herrn Miniſter der auswärtigen Ange
legenheiten hierdurch auf:

der Kammer die genannte Note vorzulegen die Gründe ihres Jn
halts, ſo wie des zu ihrem Erlaſſe gewählten, anſcheinend ganz un
geeigneten Zeitpunktes anzugeben und zur Beruhigung des Vaterlan-
des die Stellung offen zu bezeichnen, welche unſere Regierung der
angedeuteten Politik Oeſterreichs gegenüber einzunehmen gedenkt.

(gez.) Graf Dyhrn als Jnterpellant.
Unterſtützt von

Milde. Kuh. Berger. O. Hermann. Keferſtein. Graf
v. Helldorff. Heſſe. Sperling. Gräff. Fiſcher. Rösler.
Dannenberger. Knoblauch. Böcking. Mätzke. Schmückert.
Freih. v. PVincke. Beer. Baumſtark. von Bockum-Dolffs.

v. Schleinitz.
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Der Präſident ſtellt die Frage, ob der Miniſter des Auswärtigenheut zu antworten et Er erklärt ſich dazu bereit und es
wird die Jnterpellation der Geſchäfts Ordnung gemäß zur Unterſtützung
geſtellt. Faſt die ganze Verſammlung erhebt ſich dafür.

v. Kanitz (zur Geſchäfts Ordnung) ergeht ſich in einer Erörte-
rung über die Weiſe, wie bei Interpellationen zu verfahren ſei und
fragt: ob thatſächliche Berichtigungen dabei zuläſſig ſeien. Der Präſi-
dent bejaht dies.

Der Jnterpellant Graf Dyhrn: Jn einem Augenblicke,
wo uns täglich, ja ſtündlich Nachrichten der erſchütterndſten Art tref
fen, trete ich vor Sie hin. Mögen Sie gewünſcht haben was Sie
wolien, die Nachrichten, die Sie ſeit vorgeſtern empfangen haben, ha-
ben Sie bis aufs tiefſte ergriffen. Auch ich bin aufs tiefſte erſchüttert.
Jch habe dieſe Interpellation mit mehreren meiner Kollegen, nicht
meiner politiſchen Geſinnungsgenoſſen verfaßt, und ich
trete deshalb um ſo muthvoller auf dieſe Stelle. Mit uns werden Par-
teigenoſſen aller Farben ſtimmen. Sie alle wiſſen, welche Stunde dies
iſt. Jch halte mich nur an das, was öffentlich gewordene Thatſachen

ebracht haben und ich fürchte keine Berichtigungen dieſer Thatſachen.
Ich müßte es denn den Blättern, aus denen ich ſchöpfte, und denen
Schuld geben, welche jene Blätter nicht widerlegten. Den 23. Januar
d. J. erließ unſer Gouvernement eine Note, in der es ſich ſo entſchie-
den für den Bundesſtaat ausſprach, daß es auf die Möglichkeit hin
wies Preußen könne auch ohne Oeſterreich an dieſem Bundes
ſtaate feſthalten. Am 14. d. M. hat noch der Miniſter Präſident aus-
geſprochen daß die Note vom 23. Januar für die künftigen Schritte
der Regierung maßgebend ſein werden daß alſo der Bundesſtaat, imRotyfall der engere Bundesſtaat, ſehnlichſt gewünſcht werde. Am 4.

ebruar erließ Oeſterreich, wie ich und meine Freunde glauben, alsJrnwert auf die Note vom 23. Januar ſeinerſeits eine neue Note in
der es ſich entſchieden gegen den Bundesſtaat, den es „Unitariſchen
Staat“ nennt ausſpricht, ja dieſen für ein Unglück erklärte. Möge

ine Meinung gelaſſen werden warum ſoll das öſterreichiſcheWerner nicht Vlcy Meinung haben dürfen (Bewegung.)
Die öſterreichiſche Note geht aber ſo weit, dieſe Anſicht für die Anſicht
des Volkes zu erklären und ſich der Konſtituirung des Bundesſtaates,
vornehmlich mit der Spitze Preußen ernſtlich zu widerſetzen, den Ein
tritt ſeloſt zu verweigern. Gegen den preußiſcherſeits im Nothfall ge-

Ich glaube, dieſe Vorlagen durften gar nicht erwogen, ſie mußten durch
eine Majorität niedergeſchlagen werden. Müßig könnte die Frage ſein,
ob die Note authentiſch iſt, und was der Miniſter gethan hat. Wir
fragen den Miniſter vorzugsweiſe, was er thun will, denn die Ver
gangenheit iſt vorbei. Jetzt wiſſen wir, daß Oeſterreich nur die

Verbeiführung der alten Bundes- Verfaſſung will daß es ein Staa
tenhaus gnädigſt zu oktroyiren beabſichtigt, ein Staatenhaus, worin
32 Deutſche und 38 Oeſterreicher. Unter dieſen 38, wieviel Slaven!

(Beifall von allen Seiten.)
Jch habe keinen Ausdruck auf dieſer Tribüne, mit dem ich das Be

nehmen des öſterreichiſchen Gouvernements bezeichnen möchte. (Beifall.)
Die Note, die uns vorliegt, hat für die Abſtimmung in Frankfurt, das
iſt erſichtlich, die wichtigſten Folgen gehabt. Dieſe Abſtimmung iſt ein
Unglück, ein entſetzliches Unglück. Darum glauben wir Vertreter eines
großen Theils des Vaterlandes, ja der großen Majorität aller Preußen
zu ſein, wenn wir vor dem Miniſter mit der Frage treten: Was ſoll
die Politik gegenüber Oeſterreich jetzt ſein?“ Wird Deutſchland in
Frankfurt zerſtört, dann können wir es aufbauen. (Bravo!)

In der Politik muß man ſelbſt den Schein vermeiden. Man hat
ſtets geklagt, daß Preußen ſich zu ſehr bevormunden laſſe durch den
Doyen der europäiſchen Politik. Dieſer Doyen iſt abgereiſt. (Heiter
keit.) Nun erwartet das Vaterland, daß der einköpfige Adler auf eige
nem Wege gerade empor zur Sonne fliegen werde. (Bravo.)

Wir haben noch einen beſonderen Grund zu dieſer Frage. Noch
bluten die Wunden, welche die Einverleibung Krakau's der Provinz
geſchlagen, welche mich hergeſandt hat. Beifall.)

Meine Freunde vom Handelsſtande könnten Jhnen Millionen vorrech
nen, die Schleſien verloren hat. Wie lange will man die Politik der

Bereitwilligkeit fortſetzen. Es iſt jetzt keine Zeit zu Artigkeiten. (Bravo.)
Der preußiſche Miniſter Herzberg ſchrieb 1791 an den König: „die

kühnße Rolle iſt für Preußen auch immer die ſicherſte Rolle und dazu
fordere ich den Herrn Miniſter auf.

(Rauſchender anhaltender Beifall von allen Seiten des Hauſes, wel
cher ſelbſt den Anfang der miniſteriellen Erwiderung übertönt.)

Miniſter des Auswärtigen Graf v. Arnim: Jn ſeiner
Behandlung der gewechſelten Noten hat der geehrte Redner einen Haupt
punkt zu berühren unterlaſſen. Die Cirkularnote vom 23. Januar
ſpricht von einer Verſtändigung aller deutſchen Fürſten. Eine ſolche iſt

wünſchten engeren Bundesſtaat tritt Oeſterreich ſchroff auf. Die Sprache bis dahin noch nicht erfolgt, erſt in ſeiner Note vom 27. Februar be
er Jnhalt i reußen völlig feindlich. Am 16. Februar erſchienr upſſcherſeieg welche zwar weniger Schärfe hatte,

als die frühere, indeſſen zu unſerer Beruhigung den Bundesſtaat feſt
hielt, im Nothfall ohne Oeſterreich. Auf dieſe Note iſt nichts mehr er-
folgt wenigſtens was den Notenwechſel betrifft. Die Jnſtruktion in
deſſen, welche Schmerling am 27. Februar in Frankfurt erhielt, die
Jhnen bekannt iſt, nahm nichts von dem zurück, was Oeſterreich am
4. Februar ausgeſprochen. Der Bundesſtaat mit Oeſterreich blieb alſo
negirt. Ein Direktorium ſollte konſtituirt werden. Was für eine
Staatsform aber ſollte das ſein Oeſterreich verfolgte alſo eine auf
löſende Politik gegen Deutſchland. Das Gouvern. ment ſagt, „es
ſchwebt ihm vor“. Meine Herren, wenn ich bloß eine Dichtung
von Deutſchland vorgetragen habe, ſo habe ich mich ſehr undeutlich
ausgedrückt, ich habe den vollſten Muth an ein wirkliches Deutſchland
u glauben; und mir ſchwebt Deutſchland ſehr beſtimmt ge-alter vor. (Bravo.) Wir haben bisher geſchwiegen, weil wir uns

für Verräther gehalten hätten, ohne genauere Anhaltspunkte den Gang
der Ereigniſſe zu ſtören. Unter dieſen Verhältniſſen trifft uns nun
eine Note welche in frankfurter und berliner Blättern enthalten war.

Der Redner verlieſt die letzte preußiſche Note mit ſo prägnanter
Betonung daß er zuweilen durch Beifallsbezeugungen unterbrochen

ird.v Am 10. März mußte die öſterreichiſche Verfaſſung hier bekannt
ſein. Jn ihr finden manche die Freiheit, manche die Unfreiheit, Nie-
mand aber Deutſchland. (Bravo!) Das Anerkenntniß der Konſequenz
und der Wahrheit verdient Oeſterreich gewiß, denn von jeher hat ſich
dies die Beſtätigung aller frankfurter Beſchlüſſe entſchieden vorbehal-
ten. Jch greife ſein Verfahren als Deutſcher an. Jch weiß, daß
ich ehrten Feind habe, aber auch, daß ich einen Feind

abe. Beifall.v Jenem ikkel der neuen öſterreichiſchen Verfaſſung gemäß hätten

Slavonier, Kroaten und die andern ſonſt ſehr berechtigten Vörlkerſchaf
ten in Deutſchland aufgenommen werden müſſen. Jn dieſem Augen
blicke, als Viele von uns ihre Lieblingspläne opferten, um keine Stö-
rung in dieſe Kammer zu bringen, hat der Miniſter r er habe

rlazu „großer Zufriedenheit“ die öſterreichiſchen Vorlagen erhal
ten und werde „mit Vergnügen“ ſich bemühen, darauf einzugehen.

tritt Oeſterreich den Weg der Verſtändigung und ſchlägt als Bundes
Oberhaupt ein Direktorium vor. Es entſtand die Frage: ob man dieſe
Vorſchläge zurückweiſen oder bei dem großen Werth, welchen wir auf
die Verſtändigung legen, darauf eingehen ſollte. Dies Letztere geſchah
in der Depeſche vom 10. März, welche geſchrieben war, ehe man die
öſterreichiſche Verfaſſung kannte. (Bewegung.) Die Depeſche war ſchon
mehrere Tage vor dem 10. März geſchrieben ſo daß die öſterreichiſche
Verfaſſung gar keinen Einfluß mehr auf ſie haben konnte. (Oh! Oh!)

Uebrigens hat Oeſterreich erklärt, daß es gar nicht ſeine Ab-
ſicht ſei, ſich auszuſchließen.

Die Motive der Depeſche vom 10. März liegen einfach in der Cir-
kular Note vom 23. Januar. Die Regierung hatte damit die Jnitia-
tive zur Verſtändigung zwiſchen den Regierungen untereinander und mit
der frankfurter Verſammlung ergriffen. Das Reſultat davon war, daß
28 Regierungen ſich mit der preußiſchen geeinigt haben.

Die öſterreichiſche Regierung hatte ſich noch nicht darauf eingelaſſen.
Erſt die Depeſche vom 27. Februar an Schmerling bezeugt, daß die
Regierung darauf eingehen wolle. Die Jnſtruktion fordert ein Direkto
rium von 7 Perſonen mit 9 Stimmen. Es wäre Unrecht geweſen, dieſe
Vorſchläge nicht in Erwägung zu ziehen, denn ohne Oeſterreich konnte
die Verſtändigung nur eine partielle ſein. Die Bereitwilligkeit dazu
hat die Königliche Regierung in ihrer letzten Note ausgeſprochen, ganz
im Sinne der Erklärung vom 23. Januar.

Wenn man in dem vorgeſchlagenen Direktorium die Abſicht findet,
Preußen unter Oeſterreich unterzuordnen, ſo hat man dabei überſehen,
daß H. 5. der öſterreichiſchen Vorſchläge ausdrücklich einen Wechſel der
Reichsſtatthalterſchaft zwiſchen Preußen und Oeſterreich verlangt.

Die St. llung der Königlichen Regierung rückſichtlich ihrer weiteren
Politik betreffend, kann ich nur auf die Erkiärung des Herrn Miniſter
Präſidenten bei Gelegenheit der Adreß Debatte hinweiſen. Wir werden
um ſo mehr auf dieſer Politik beharren, als wir in der Adreſſe eine
Beſtätigung derſelben zu finden glauben.

Dieſer, zum größten Theil verleſene Vortrag, wurde durch fort
währende Zeichen der Unzufriedenheit begleitet und am Schluſſe vernahm
man nur ein ſchwaches Bravo von einzelnen wenigen Stimmen.

Präſident: Die Fagesordnung iſt erſchöpft.
(Schluß der Sitzung 1 Uhr 15 Minuten.)

Gebauerſche Vuchdruckerei.

W 39


	Der Courier
	Jahr
	Monat
	Tag
	No 71.
	[Seite 1]
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4






